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42 Bekanntmachung gemäß § 10 
des Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Bezirksregierung Münster 48147 Münster, 23.02.2018
52-500-0211802/0024.V Domplatz 1-3
 poststelle@brms.nrw.de

Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 c,  
48653 Coesfeld
Die Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 
c, 48653 Coesfeld, hat die Änderungsgenehmigung zur we-
sentlichen Änderung, des gemäß BImSchG genehmigten 
Kompostwerkes in Coesfeld (Gemarkung Kirchspiel, Flur 
27, Flurstück 220) beantragt.

Gegenstand des Antrages ist die Erweiterung des Kom-
postwerkes mit Teilstromvergärung in Coesfeld um eine 
Gärprodukttrocknung. Die Anlage soll nach Änderungs-
genehmigung errichtet und betrieben werden.

Der für Mittwoch, den 21.03.2018 um 10.00 Uhr, im Be-
sprechungsraum der RETERRA, Brink 37 c, 48653 Coes-
feld, vorgesehene Erörterungstermin findet nicht statt, da 
gegen das beantragte Vorhaben keine Einwendungen inner-
halb der Einwendungsfrist erhoben wurden.

Im Auftrag
gez. Dagmar Egemann

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 69

43 Bekanntmachung der Teilrücknahme der 
Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 des immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsbescheides 
vom 19.01.2017 zur Errichtung und Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 

Bezirksregierung Münster Münster, den 23.02.2018 
500-0915123/0021.V Domplatz 1-3, 48143 Münster 
 dez53@brms.nrw.de

Die Bezirksregierung Münster hat mit Bescheid vom 
23.02.2018 die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 zur Fest- 
legung eines Emissionsgrenzwertes als Jahresmittelwert 
von 0,002 mg/m3 für den Parameter Quecksilber und 
seine Verbindungen, angegeben als Quecksilber (Hg), 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbeschei-
des vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 zurückgenommen.

Der Teilrücknahmebescheid enthält folgenden verfügenden 
Teil:

„1. Hiermit wird die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbe-
scheides vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum 
Betrieb eines Steinkohlekraftwerks in Datteln (Az.: 
500-53.0011/15/0915123/0021.V) mit Wirkung für die 
Vergangenheit zurückgenommen.

B: Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen der Bezirksregierung

B: Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen 
der Bezirksregierung 69

42 Bekanntmachung gemäß § 10 
des Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 69

43 Bekanntmachung der Teilrücknahme der 
Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 des immissionsschutz- 
rechtlichen Genehmigungsbescheides vom 19.01.2017 
zur Errichtung und Betrieb des Steinkohlekraftwerks 
Datteln 4 69

C: Rechtsvorschriften und Bekanntmachungen anderer 
Behörden und Dienststellen 70

44 1. Haushaltssatzung  
des Zweckverbandes Studieninstitut für 
kommunale Verwaltung Westfalen-Lippe für 
das Haushaltsjahr 2018 70

	 Münster, den 25. Februar 2022� Nummer 7/8

I N H A LT S V E R Z E I C H N I S

B:	� Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen  
der Bezirksregierung � 45

27	� Bekanntmachung gemäß § 5 des Gesetzes über die  
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)� 45

28	� Genehmigung und Bekanntmachung einer öffentlich- 
rechtlichen Vereinbarung� 45

29	� Bekanntmachung gemäß § 5 des Gesetzes über die  
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)� 49

30	� Bekanntmachung gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes  
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
Umbau Armaturenstation 14 der Gasleitung � 49

31	� Öffentliche Zustellung gemäß § 10 des Verwaltungszu- 
stellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen  
(Landeszustellungsgesetz - LZG NRW) vom 07.03.2006  
(GV. NRW. S. 94)� 49

C:	� Rechtsvorschriften und Bekanntmachungen anderer 
Behörden und Dienststellen � 50

32	� Bekanntmachung 
Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz  
Nordrhein-Westfalen 
Termin der Falknerprüfung 2022� 50

27	� Bekanntmachung gemäß § 5 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Bezirksregierung Münster� Münster, den 14.02.2022  
500-53.0060/21/3.6.2 � Domplatz 1-3, 48143 Münster 
� dez53@brms.nrw.de

Die Firma thyssenkrupp Electrical Steel GmbH, Kurt-Schu-
macher-Straße 95 in 45881 Gelsenkirchen hat die Geneh-
migung zur wesentlichen Änderung und zum Betrieb einer 
Anlage zum Walzen von Kaltband auf dem Grundstück 
Kurt-Schumacher-Straße 95 in 45881 Gelsenkirchen (Ge-
markung Schalke, Flur 5, Flurstücke 379, 451, 493, 533, 
534, 535, 536, 631, 619, 620, 632, 1764) beantragt.

Gegenstand des Antrages ist die Änderung des Kaltwalzwer-
kes durch den befristeten Einsatz chromtrioxidhaltiger Stof-
fe sowie die Errichtung und der Betrieb einer Anlage zur 
Lagerung dieser Stoffe mit einer Kapazität von 22,5 t.

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (4. BImSchV) und den Be-
stimmungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BIm-
SchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften.

Im Vorfeld ist ermittelt worden, ob für das Vorhaben eine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht. Hierbei wurden die einschlägigen Kri-
terien gemäß Anlage 3 des UVPG zugrunde gelegt.

Es wurde festgestellt, dass es keiner Umweltverträglich-
keitsprüfung bedarf.

Maßgeblich für diese Feststellung ist insbesondere, dass 
bei der Lagerung und beim Betrieb keine Emissionen von 
Luftschadstoffen auftreten. Eine Gefährdung von Wasser 
und Boden kann durch die getroffenen Maßnahmen ausge-
schlossen werden. Das Vorhaben beeinflusst keine ökolo-
gisch empfindlichen Gebiete.

Es sind daher keine erheblichen nachteiligen Umweltaus-
wirkungen durch das Vorhaben zu erwarten.

B:	 Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen der Bezirksregierung
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.

� Im Auftrag 
� gez. Schmidt

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2022 S. 45

28	� Genehmigung und Bekanntmachung einer  
öffentlich-rechtlichen Vereinbarung

Die nachfolgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwi-
schen dem Kreis Borken und der Stadt Münster zur Verga-
be von Verkehrsdienstleitungen des Linienabschnitts S75 
auf dem Gebiet der Stadt Münster habe ich mit Verfügung 
vom heutigen Tage gemäß § 24 Absatz 2 Satz 1 des Geset-
zes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) 
genehmigt.

Die Vereinbarung und meine Genehmigung werden hiermit 
gemäß § 24 Abs. 3 GKG NRW bekannt gemacht.

Die Vereinbarung wird am Tage nach der Veröffentlichung 
im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster wirksam.

Münster, den 14. Februar 2022� Bezirksregierung Münster 
� Az.: 31.1.25-169/2022.0001
� Im Auftrag 
� Gez. Dr. Söbbeke

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
zwischen 

dem Kreis Borken
und 

der Stadt Münster
gemeinsam bezeichnet als "die Vertragsparteien" 

Präambel 

Die Stadt Münster und der Kreis Borken sind gemäß § 3 
Abs. 1 ÖPNVG NRW als Aufgabenträger für die Planung, 
Organisation und Ausgestaltung des ÖPNV innerhalb ihrer 
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Qualitätsvorgaben, insbesondere hinsichtlich der einzu-
setzenden Busse. Die mit Beschluss des Kreistags vom 
16.12.2021 (0392/2021/KREIS) getroffenen Anpassun-
gen des Nahverkehrsplans über das Leistungsangebot 
der Linie S 75 finden dabei Berücksichtigung. Der Kreis 
Borken wird diese Vorgaben in die Anforderungen der 
Vorabbekanntmachung und den zu vergebenden öffent-
lichen Dienstleistungsauftrag übernehmen.

(2)	� Änderungen des verkehrlichen Leistungsangebots 
während der Laufzeit dieser Vereinbarung sind mit der 
Stadt Münster abzustimmen. Die Abstimmung kann 
im Zuge einer Fortschreibung des Nahverkehrsplans 
erfolgen. Eine Änderung des Fahrplantaktes oder der 
Fahrtenhäufigkeit bedarf des Einvernehmens zwischen 
den Vertragsparteien. Abweichend davon wird der Kreis 
Borken Reduzierungen oder andere Änderungen der 
Fahrten 6:22 Bocholt-Münster, 8:00 Münster-Borken. 
14:47 Borken-Münster und 16:00 Münster Borken unter 
enger Beteiligung und Berücksichtigung der Interessen 
der Stadt Münster Bocholt vornehmen.

§ 3 Finanzierung

(1)	� Für die Sicherstellung der Verkehrsleistungen auf dem 
in der Präambel aufgeführten Linienabschnitt der Linie 
S75 wird dem Kreis Borken von der Stadt Münster kei-
ne Kostenerstattung gewährt.

(2)	� Für die Weiterleitung der ÖPNV-Pauschale gemäß § 11 
Abs. 2 ÖPNVG und der Ausbildungsverkehr-Pauschale 
gemäß § 11a ÖPNVG für den in der Präambel aufge-
führten Linienabschnitt der Linie S75 bleibt es bei der 
Zuständigkeit der Stadt Münster. Die Vertragsparteien 
sind bereit, diese Finanzierungszuständigkeit zu über-
prüfen, wenn Sachverhalte eintreten, die die Sachge
rechtigkeit oder Angemessenheit des Status quo in 
Zweifel ziehen.

§ 4 Verfahrenskosten

Die Verwaltungs- sowie Verfahrenskosten für die Durchfüh-
rung der übernommenen Aufgabe (Eigenkosten sowie ggf. 
Kosten externer Berater) einschließlich der Kosten etwaiger 
Rechtsschutzverfahren trägt vorbehaltlich der Regelung in  
§ 5 der Kreis Borken.

§ 5 Haftung für Schadensersatz-und  
Kostenerstattungsansprüche

Der Kreis Borken übernimmt mit der übertragenen Aufgabe 
alle bei deren Wahrnehmung ggf. eintretenden Schadens-
ersatz- oder Kostenerstattungspflichten gegenüber Dritten 
und stellt die Stadt Münster insoweit von jeder Haftung frei. 
Dies gilt auch für mögliche Kosten eines etwaigen Nach-
prüfungsverfahrens bzw. sonstigen Rechtsschutzverfahrens 
in allen Instanzen und ebenso für berechtigte Ansprüche 
Dritter.

§ 6 Wirksamwerden und Laufzeit

(1)	� Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde. Der Kreis Borken wird diese Genehmi-
gung zugleich im Namen der Stadt Münster beantragen.

(2)	� Diese Vereinbarung tritt am Tag nach der Bekanntma-
chung im Veröffentlichungsblatt der Aufsichtsbehörde 
in Kraft.

(3)	� Die Vereinbarung hat eine Laufzeit bis zum 11.01.2032. 
Sie endet vorzeitig, wenn der öffentliche Dienstleis-
tungsauftrag, in den der in der Präambel aufgeführte  
Linienabschnitt einbezogen werden soll, vorzeitig endet 
oder der Verkehr der S75 auf dem in der Präambel auf-
geführten Linienabschnitt ersatzlos und endgültig ein-
gestellt werden, jeweils zum Endschaftszeitpunkt.

jeweiligen Gebietsgrenzen zuständig. Beide sind in ihrem 
Wirkungskreis "zuständige Behörden" im Sinne der VO 
1370/2007. Der Kreis Borken beabsichtigt die wettbewerb-
liche Vergabe öffentlicher Personenverkehrsdienste auf der 
Linie S75 in Form eines öffentlichen Dienstleistungsauf-
trags i. S. d. Art. 3 Abs. 1 VO 1370/2007. Die Vergabe soll 
auch den Linienabschnitt S75 Münster - Merfeld umfassen, 
der auf dem Gebiet der Stadt Münster liegt.

Die Vertragsparteien sind sich einig, dass dieser Li-
nienabschnit in die beabsichtigte Vergabe des Kreises 
Borken einbezogen werden soll, weil er seinen Bedie
nungsschwerpunkt auf dem Gebiet des Kreises Borken hat. 
Die Vergabezuständigkeit soll insoweit von der Stadt Müns-
ter auf den Kreis Borken übertragen werden. Die vorliegend 
beabsichtigte Übertragung der Vergabezuständigkeit richtet 
sich nach §§ 1, 23 Abs. 1 Alt. 1 und Abs. 2 Satz 1 GkG NRW. 
Die Vereinbarung setzt voraus, dass die Vergabeabsicht des 
Kreises Borken umgesetzt wird. 

Von der Vergabe des Kreises Borken sollen darüber hinaus 
auch die Linienabscbnitte S75 Merfeld - Maria Veen und 
S75 Bocholt - Rhede umfasst sein; hierfür ist jeweils eine 
entsprechende Übertragung der Vergabezuständigkeit zwi-
schen dem Kreis Coesfeld und dem Kreis Borken sowie der 
Stadt Bocholt und dem Kreis Borken abzuschließen.

§ 1 Aufgabenübertragung der Vergabezuständigkeit von 
der Stadt Münster auf den Kreis Borken

(1)	� Die Stadt Münster überträgt für den in der Präambel 
aufgeführten und in der Karte (Anlage) für das Gebiet 
der Stadt Münster ausgewiesenen Linienabschnitt der 
Linie S75 die Vergabezuständigkeit im Sinne von Art. 
3 Abs. 1 VO 1370/2007 und § 3 Abs. 2 ÖPNVG NRW  
auf den Kreis Borken (§ 23 Abs. 1 Alt. 1 und Abs. 2 Satz 1 
GkG). Neben der Zuständigkeit für die Auftragsvergabe 
der Verkehrsdienste zählt hierzu auch die Zustän- 
digkeit für die Sicherstellung dieser Verkehrsdienste 
(vgl. § 2 Abs. 1 dieser Vereinbarung). Die Zuständigkeit 
der Stadt Münster als Aufgabenträger und im Übrigen 
auch zur Vergabe von öffentlichen Dienstleistungsauf-
trägen zur Erbringung von Verkehrsdiensten, die im In-
teresse der Stadt Münster erbracht werden oder künftig 
erbracht werden sollen, bleibt hiervon unberührt. Mit 
übertragen wird auch das Recht, zum Schutz der auf 
dem in der Präambel aufgeführten Linienabschnitt der 
Linie S75 erbrachten Verkehrsdienste ein ausschließ-
liches Recht gemäß § 8a Abs. 8 PBefG zu gewähren. 
Der Inhalt der Ausschließlichkeit ist zwischen den Ver-
tragsparteien verbindlich abzustimmen, insbesondere 
zur Vermeidung einer Kollision mit Verkehrsdiensten, 
die im Interesse der Stadt Münster erbracht werden 
oder künftig erbracht werden sollen. Die Regelungen 
bedürfen der vorherigen Zustimmung durch die Stadt 
Münster.

(2)	� Der Kreis Borken nimmt die Übertragung an. Er wird 
den in der Präambel aufgeführten Linienabschnitt in die 
Vergabe der Linie S75 einbeziehen und das Leistungs-
angebot gemäß § 2 Abs. 1 sicherstellen.

(3)	� Der Kreis Borken verpflichtet sich, die Aufgaben und 
Befugnisse in Rücksichtnahme auf die berechtigten In-
teressen der Stadt Münster auszuüben.

§ 2 Abstimmung des Leistungsangebots

(1)	� Für das verkehrliche Leistungsangebot auf dem in der 
Präambel aufgeführten Linienabschnitt der Linie S75 
gelten im Zeitpunkt der Betriebsaufnahme die in den 
Nahverkehrsplänen der Stadt Münster und des Kreises 
Borken getroffenen Festlegungen für die Linienführung, 
Haltestellenlage und das Fahrplanangebot und ggf. 
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(4)	� Die Vereinbarung ist auflösend bedingt für den Fall, 
dass der Kreis Borken die beabsichtigte Vergabe nicht 
durchführen kann.

§ 7 Streitschlichtung

(1)	� Im Falle von Streitigkeiten bei der Auslegung oder An-
wendung dieser Vereinbarung werden die Vertragspar-
teien die Aufsichtsbehörde um eine Schlichtung und 
ggf. einen Schlichtungsvorschlag bitten.

(2)	� Jede Vertragspartei ist frei, einen Schlichtungsvorschlag 
abzulehnen und den Rechtsweg zu beschreiten.

§ 8 Schlussbestimmungen

(1)	� Diese Vereinbarung unterliegt dem Recht der Bundesre-
publik Deutschland.

(2)	� Mündliche Nebenabreden zu dieser Vereinbarung be-
stehen nicht. Änderungen und Ergänzungen dieser Ver-
einbarung, einschließlich dieser Bestimmung, bedürfen 
gemäß § 24 Abs. 1 GkG der Schriftform.

(3)	� Bei wesentlicher Änderung der dieser Vereinbarung zu-
grundeliegenden Verhältnisse verhandeln die Vertrags-
parteien über eine Anpassung der Vereinbarung.

(4) �Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung 
unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, so 
wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen der 
Vereinbarung hiervon nicht berührt. An die Stelle der 
unwirksasmen oder undurchführbaren Bestimmung tritt 
eine Regelung, die dem wirtschaftlichen Zweck der un-
wirksamen oder undurchführbaren Bestimmung so nahe 
wie möglich kommt. Gleiches gilt für den Fall, dass die 
Vertragsparteien nachträglich feststellen, dass die Ver-
einbarung lückenhaft ist. Zum wirtschaftlichen Zweck 
gehören auch verkehrliche Ziele.

Folgende Anlage ist Bestandteil dieser Vereinbarung: 

Karte übertragener Linienabschnitt· 

Datum und Unterschriften 

Borken, den

Für den Kreis Borken

________________________________

Dr. Kai Zwicker 
Landrat

Münster, den

Für die Stadt Münster

________________________________

Markus Lewe  
Oberbürgermeister



Abl. Bez.Reg. Mstr. 2022 S. 45-48
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falls nach § 9 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 i. V. m. Abs. 4, § 7 Abs. 2 
UVPG wird festgestellt, dass für das beabsichtigte Vorha-
ben keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung besteht, da durch das Vorhaben kei-
ne besonderen örtlichen Gegebenheiten gemäß Nr. 2.3 der 
Anlage 3 des UVPG in Art und Umfang des ihnen jeweils 
zugewiesenen Schutzes berührt werden. 

Schutzbedürftige Gebiete gem. Nr. 2.3 der Anlage 3 zum 
UVPG liegen nicht im Einwirkungsbereich der Maßnah-
me bzw. sind nicht erheblich betroffen. So liegt das Land-
schaftsschutzgebiet „Welheimer Mark“ 100 m südlich des 
Vorhabens, sodass eine direkte Betroffenheit ausgeschlos-
sen ist. Das Vorhaben liegt zwar in einem Gebiet mit ho-
her Bevölkerungsdichte, jedoch ist das nächste Wohngebiet 
ca. 440 m südlich, sodass keine erhebliche Betroffenheit 
anzunehmen ist. Alle relevanten Grenzwerte (z.B. immis-
sionsschutzrechtlicher Art), technischen Regelwerke und 
sonstigen naturschutzfachliche Rechtsvorgaben werden 
eingehalten. Die beabsichtigte Maßnahme führt nicht zu 
erheblichen Beeinträchtigungen des Naturraumes und des 
Landschaftsbildes, da das Gebiet durch die jahrzehntelange 
gewerbliche Baufläche anthropogen überformt ist. 

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung gemäß 
§ 5 Abs. 3 UVPG nicht selbstständig anfechtbar ist.

Münster, den 17.02.2022� Bezirksregierung Münster  
� Az. 25.05.01.03-031
� Im Auftrag 
� Gez. Monse

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2022 S. 49

31	� Öffentliche Zustellung gemäß § 10 des Verwal-
tungszustellungsgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz - LZG 
NRW) vom 07.03.2006 (GV. NRW. S. 94)

Für
Frau
Michelle Lorse

Letzte hier bekannte Anschrift:
Wendelinstr. 12
50933 Köln

kann ein Schriftstück des Dezernates 27 der Bezirksregie-
rung Münster vom 22. Dezember 2021 - 27.1.2.2-44S0-
761840-1 - nicht zugestellt werden, da der derzeitige Auf-
enthaltsort unbekannt ist.

Er wird hiermit aufgefordert, das Schriftstück an folgender 
Adresse unverzüglich abzuholen.

Anschrift:
Bezirksregierung Münster 
Dezernat 27 
Albrecht-Thaer-Str. 9 
– Raum N 3087 – 
48147 Münster

Hinweis:
Gemäß § 10 Absatz 2 Satz 7 LZG NRW gilt das Schrift-
stück als zugestellt, wenn seit dem Tag des Aushangs dieser 
Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. Es wird 
darauf hingewiesen, dass mit dieser Zustellung des Schrift-
stücks durch öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang 
gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen.

Münster, den 18.02.2022� Bezirksregierung Münster 
� Dezernat 27  
� Im Auftrag  
� gez. Gazda

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2022 S. 49

29	� Bekanntmachung gemäß § 5 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Bezirksregierung Münster� Münster, den 15.02.2022 
500-53.0067/21/4.1.1� Domplatz 1-3, 48143 Münster 
� dez53@brms.nrw.de

Die Firma INEOS Solvents Marl GmbH, Paul-Baumann-
Str. 1, in 45772 Marl hat die Genehmigung zur wesentlichen 
Änderung und zum Betrieb einer Anlage zur Herstellung 
von Acetylen auf dem Grundstück Paul-Baumann-Str. 1 in 
45772 Marl (Gemarkung Marl, Flur 58, Flurstück 43) be-
antragt.

Gegenstand des Antrages ist im Wesentlichen die Errichtung 
und der Betrieb eines Lagertanks für Rußöl (2.000 m3) und 
eines Heizöltanks (3 m3) sowie der dazugehörigen Apparate 
einschließlich einer neuen Verlade- und Befüllstelle.

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (4. BImSchV) und den Be-
stimmungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BIm-
SchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften.

Im Vorfeld ist ermittelt worden, ob für das Vorhaben eine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht. Hierbei wurden die einschlägigen Kri-
terien gemäß Anlage 3 des UVPG zugrunde gelegt.

Es wurde festgestellt, dass es keiner Umweltverträglich-
keitsprüfung bedarf.

Maßgeblich für diese Feststellung ist insbesondere, dass 
beide Behälter an das interne Abgassammelsystem mit 
anschließendem Aktivkohlefilter angebunden werden, so 
dass keine relevanten Luftverunreinigungen hervorgerufen 
werden. Durch bauliche und organisatorische Maßnahmen 
wird sichergestellt, dass die Gewässerschutzanforderungen 
erfüllt werden und eine Beeinträchtigung von Boden und 
Grundwasser nicht zu erwarten ist.

Das Vorhaben beeinträchtigt die im Einwirkungsbereich be-
findlichen ökologisch empfindlichen Gebiete nicht.

Es sind daher keine erheblichen nachteiligen Umweltaus-
wirkungen durch das Vorhaben zu erwarten.

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.

� Im Auftrag  
� gez. Köllner
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30	� Bekanntmachung gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Umbau Armaturenstation 14  
der Gasleitung LNr. 12 – Bottrop

Die Open Grid Europe GmbH beabsichtigt den Umbau der 
Armaturenstation Nr. 14 der Leitung LNr. 12 in der Stadt 
Bottrop, Gemarkung Bottrop, Flur 108, Flurstücke 13 und 
19. Im Rahmen der Umbaumaßnahme soll die Armaturen-
station 14 zurückgebaut und durch ein glattes Rohr (DN 
700) in gleicher Trasse ersetzt werden. Weiter ist geplant, 
ein Neuanschluss (DN 300) einschließlich neuer Armaturen 
zu installieren sowie einen Teil der derzeit über Flur befind-
lichen Bestandsleitung unter Flur zu verlegen.

Für die Baumaßnahmen hat die Open Grid Europe 
GmbH, Kallenbergstr. 5, 45141 Essen, mit Schreiben vom 
07.02.2022 den Antrag auf Prüfung, ob für das Vorhaben die 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht, gestellt.

Das beantragte Vorhaben unterfällt der Anlage 1 Ziffer 
19.2.4 des UVPG in der zurzeit geltenden Fassung. Auf 
Grundlage einer standortbezogenen Vorprüfung des Einzel-
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32	� Bekanntmachung
	� Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucher-

schutz Nordrhein-Westfalen
	 Termin der Falknerprüfung 2022

Im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses ist der Termin für die geplante Falknerprüfung des 
Jahres 2022 im Lande Nordrhein-Westfalen gemäß § 14 Ab-
satz 3 der Verordnung zur Durchführung des Landesjagd-
gesetzes (DVO LJG-NRW) für folgenden Zeitraum vorge-
sehen:

Dienstag, den 10. Mai 2022 bis voraussichtlich  
Freitag den 13. Mai 2022

Diese Terminplanung steht aufgrund der unabsehbaren Ent-
wicklungen durch das Coronavirus (SARS-CoV-2) unter 
dem Vorbehalt des jederzeit möglichen Widerrufs!
Sofern die Falknerprüfung stattfindet, ist diese abzulegen 
beim

Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz
Nordrhein-Westfalen

Leibnizstraße 10, 45659 Recklinghausen

Die vollständigen Antragsunterlagen auf Zulassung zur 
Falknerprüfung sind spätestens sechs Wochen vor dem 

Prüfungstermin bei

Herrn A. BAUCH oder Herrn P. HERKENRATH
Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz

Nordrhein-Westfalen
Fachbereich 24 - Artenschutz, Vogelschutzwarte-

Leibnizstraße 10, 45659 Recklinghausen
einzureichen.

Vordrucke für den Antrag auf Zulassung können schriftlich 
beim Landesamt angefordert oder wie folgend im Internet 
aufgerufen werden:

http://www.lanuv.nrw.de/natur/jagd/falknerpruefung/

Dem Antrag sind ein amtliches Führungszeugnis, das nicht 
älter als sechs Monate sein darf, ein Nachweis über die be-
standene Jägerprüfung nach § 11 Absatz 5 oder § 19 Absatz 
2 DVO LJG-NRW (beglaubigte Fotokopie des Jagdscheins 
oder des Jägerprüfungszeugnisses, oder eine schriftliche 
Bestätigung der Unteren Jagdbehörde, dass die Antragstel-
lerin/der Antragsteller dort als Jagdscheininhaberin/Jagd-
scheininhaber gemeldet ist) beizufügen.

Die Prüfungsgebühr in Höhe von 120,- Euro sowie die ge-
sonderte Verwaltungsgebühr in Höhe von 30,- Euro für das 
Zulassungsverfahren wird nach der Prüfung mit Gebüh-
renbescheid erhoben. Demzufolge sind insgesamt 150 Euro 
zu überweisen, und zwar unabhängig vom jeweiligen Prü-
fungsergebnis.

Im Auftrag 
gez. Peter HERKENRATH

Leiter der Vogelschutzwarte Nordrhein-Westfalen im 
LANUV
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C:	 Rechtsvorschriften und Bekanntmachungen anderer Behörden und Dienststellen
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